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Manche Demokratien ersticken im Würgegriff der Politiker. Spanien galt lange Zeit als 
Modell für den Übergang von einem autoritären Regime zur Demokratie und die 
anschließende Konsolidierung eines demokratischen Systems. Tatsächlich zweifelt heute – 
abgesehen von einigen regionalen Nationalisten oder Linkspopulisten - kaum jemand daran, 
dass Spanien eine stabile Demokratie ist. Die meisten Spanier sind überzeugte Demokraten, 
ebenso wie sie überzeugte Europäer sind. Und dennoch könnte das Verhalten der 
politischen Klasse eine Gefährdung der demokratischen Ordnung provozieren. Das lässt sich 
an drei Beispielen festmachen: der Instabilität der nationalen Regierung infolge der 
politischen Polarisierung, der Zersplitterung des Parteiensystems, die sich bei den 
Regionalwahlen in Castilla y León weiter fortsetzte, und der Verrohung der politischen Sitten, 
wie sie sich am aktuellen internen Streit der Spanischen Volkspartei (Partido Popular, PP) 
zeigt. 
 
Instabilität der Regierung und politische Polarisierung 
 
Spanien hat seit 2015 keine stabile Regierung. Zur Erinnerung: nach den Parlamentswahlen 
von 2015 fand sich keine parlamentarische Mehrheit für eine Regierungsbildung. Daraufhin 
fanden 2016 erneut allgemeine Wahlen statt, bei denen ebenfalls keine Partei eine klare 
Mehrheit gewann und die Parteien, die zusammen eine Koalitionsregierung hätten bilden 
können, dazu nicht bereit waren. Mariano Rajoy wurde zwar aufgrund einer Enthaltung der 
Sozialistischen Arbeiterpartei (PSOE) im entscheidenden Wahlgang als Ministerpräsident 
wiedergewählt und bildete eine Minderheitsregierung. Doch keine zwei Jahre später, im Juni 
2018, wurde er infolge eines konstruktiven Misstrauensvotums vom PSOE Generalsekretär 
Pedro Sánchez abgelöst, der aber ebenfalls nur eine Minderheitsregierung bilden konnte. 
Diese scheiterte bereits nach einem knappen Jahr, als Sánchez keine Mehrheit für den von 
ihm vorgelegten Haushaltsplan erhielt. Nach der Auflösung des Parlaments und den Wahlen 
im April 2019 blieben die Bemühungen um die Bildung einer Regierung wiederum erfolglos, 
weil die maßgeblichen politischen Akteure erneut keine Koalition eingehen wollten. Im 
Dezember des gleichen Jahres fanden nochmals Wahlen statt, nach denen Sánchez zwar 
erstmals auf nationaler Ebene eine Koalitionsregierung bildete. Doch zusammen mit den 
Linkspopulisten von Podemos reichte es wiederum nur für eine Minderheitsregierung, die 
bei allen Abstimmungen im Parlament auf die Stimmen sieben weiterer Parteien 
angewiesen ist, darunter die regionalen Nationalisten aus Katalonien und dem Baskenland 
sowie einige weitere Parteien, die zum Teil nur ein Mandat im Parlament haben. Dass 
Sánchez den Nationalisten für ihre Unterstützung nicht nur Zugeständnisse macht, sondern 
auch von ihnen erpresst wird, haben er und die spanischen Bürger mittlerweile mit einem 
gewissen Fatalismus akzeptiert.  
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Wie prekär die Position der Regierung ist, zeigte sich Anfang Februar 2022, als die regionalen 
Nationalisten die von der Regierung vorgelegte Arbeitsmarktreform ablehnten. Die Reform 
wurde nur mit der Stimme eines PP-Abgeordneten verabschiedet, der versehentlich dafür 
stimmte. Weil keine Mehrheit zur Abwahl von Sánchez möglich scheint, wird er wohl bis zu 
den nächsten regulären Wahlen 2023 im Amt bleiben, sofern er nicht aus politischen 
Opportunitätsgründen das Parlament vorher auflöst. Wie bisher wird er vor allem per 
Dekret regieren, was im Hinblick auf die Prinzipien der parlamentarischen Demokratie 
problematisch ist. Ob für 2023 ein ordentlicher Haushalt verabschiedet werden kann, ist 
fraglich. 
 
Bemerkenswert im Hinblick auf die Verabschiedung der Arbeitsmarktreform war auch, dass 
die Führung der Volkspartei diese Reform auf jeden Fall ablehnte, obwohl sie das Ergebnis 
von Verhandlungen zwischen Regierung, Gewerkschaften und Arbeitgebern war, die EU die 
Reform ausdrücklich unterstützte und selbst die ehemalige PP-Arbeitsministerin und weitere 
prominente PP-Vertreter bis hin zum ehemaligen Ministerpräsidenten Rajoy Verständnis für 
eine Korrektur der sehr liberalen Arbeitsmarktregeln äußerten. Der PP-Führung ging es 
jedoch vor allem darum, der Regierung eine Niederlage zu bereiten, insbesondere, als sich 
die Ablehnung der regionalen Nationalisten zeigte, die eine radikalere Reform verlangten, 
was von den Arbeitgebern jedoch abgelehnt wurde. Gewiss ist es legitim, wenn eine 
Oppositionspartei Nutzen aus der Schwäche einer Regierung zu ziehen versucht. Ebenso 
gewiss versucht auch Sánchez die Opposition bei jeder Gelegenheit zu demütigen. Doch bei 
einer entscheidenden Gesetzesreform, die eine so breite gesellschaftliche Unterstützung 
erfährt, nur parteitaktische Ziele zu verfolgen, ohne gesamtstaatliche Interessen zu 
berücksichtigen, zeigt das Ausmaß der Polarisierung zwischen der Regierung und der 
Opposition, die die Regierungsfähigkeit des Landes belastet. Der Volkspartei hat – wie die 
Regionalwahlen in Castilla y León zeigten - dieses Verhalten nicht genutzt. Noch 
gravierender aber dürfte der Schaden für die spanische Demokratie werden, sollte diese 
Polarisierung in Verbindung mit einer instabilen nationalen Regierung anhalten – und auch 
dafür gibt es infolge der Regionalwahlen in Castilla y León Hinweise.  
 
Die weitere Fragmentierung des Parteiensystems 
 
Am 13. Februar 2022 fanden in d Castilla y León, der Autonomen Gemeinschaft mit der 
größten Fläche im Zentrum Spaniens, vorgezogene Regionalwahlen statt. Castilla y León hat 
2,4 Millionen Einwohner und eine sehr geringe Bevölkerungsdichte von 27 Einwohnern pro 
km² (Durchschnitt in Spanien: 97). Durch Emigration und Geburtenrückgang hat diese 
Gemeinschaft wie auch einige andere in den vergangenen Jahrzehnten viele Bewohner 
verloren. Große Landstriche sind unbewohnt. In vielen Dörfern leben nur einige ältere 
Menschen. Die Versorgungslage dort ist prekär. „España vaciada“ – das „geleerte Spanien“ – 
ist der Begriff, mit dem dieser Zustand beschrieben wird. Politiker vieler Parteien 
versprechen zwar vor jeder Wahl, neues Leben und Investitionen in die verlassenen 
Provinzen zu leiten, doch das Ergebnis solcher Versprechungen ist bisher sehr bescheiden. 
Der Unmut der Bevölkerung drückt sich darin aus, dass mittlerweile etliche Regionalparteien 
entstanden, die dieses „España vaciada“ vertreten und dafür sorgen wollen, dass die vom 
Aussterben bedrohten Landstriche wiederbelebt werden. 
 
Für die Spanische Volkspartei (PP) ist Castilla y León eine „Hochburg“. Nach 
Stimmenverlusten bei der Wahl von 2019 regierte sie dort seither in einer Koalition mit der 
liberalen Zentrumspartei Ciudadanos. Größere Zerwürfnisse zwischen den 
Koalitionspartnern waren nicht bekannt. Dennoch hat Regionalpräsident Alfonso Fernández 
Mañueco von der PP im Dezember 2021 das Regionalparlament aufgelöst und Neuwahlen 
ausgerufen. Er begründete das mit der Behauptung, Ciudadanos versuche eine alternative 
Mehrheit zu bilden, was von dieser Partei jedoch bestritten wurde. Allerdings war es ein 
offenes Geheimnis, dass der PP-Vorsitzende Pablo Casado den Regionalpräsidenten zur 
Veranlassung der Wahlen gedrängt hatte, weil Casado nach einigen (insgesamt 
bescheidenen) Zugewinnen seiner Partei in nationalen Umfragen nun in Castilla y León mit 
einem deutlichen Wahlsieg der PP seine Rolle als unbestrittener nationaler Führer der PP 
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und zukünftiger Ministerpräsident unter Beweis stellen wollte. Seitdem die 
Regionalpräsidentin von Madrid, Isabel Díaz Ayuso, im Mai vergangenen Jahres bei 
vorgezogenen Regionalwahlen einen deutlichen Sieg errungen hatte und als eventuelle 
innerparteiliche Herausforderin von Casado erschien, versuchte dieser, ihren weiteren 
politischen Aufstieg und vor allem ihr zunehmendes Ansehen innerhalb und außerhalb der 
PP zu verhindern. Mit einem Wahlsieg in Castilla y León wollte Casado seine Position stärken 
und Ministerpräsident Sánchez unter Druck setzen. Dieser Plan scheiterte kläglich. 
 
Tabelle 1: Das Wahlergebnis vom 13. Februar 2022 in Castilla y León 
(im Vergleich zum Ergebnis der letzten Regionalwahlen vom 26. Mai 2019)  
 
Partei Mandate 

+/- 
Mandate 

2022 
% 

2022 
Stimmen 

2022 
Mandate  

2019 
% 

2019 
Stimmen 

2019 
PP +2 31 31,43 378.896 29 31,49 433.812 
PSOE -7 28 30,05 362.304 35 34,84 479.917 
Vox +12 13 17,64 212.605 1 5,50 75.713 
UPL +2 3 4,30 51.878 1 2,04 28.057 
Soria Ya +3 3 1,53 18.390  -  -  - 
Unidas Podemos -1 1 5,08 61.290 2 4,99 68.787 
Ciudadanos -12 1 4,49 54.186 13 14,94 205.850 
Por Ávila +/-0 1 1,15 13.854 1 0,69 9.455 
Participación  -  - 63,44 1.218.909  - 65,79 1.391.449 
        

Quelle: https://resultados.elpais.com/elecciones/2022/autonomicas/08/index.html 
 
Die Partido Popular (PP) gewann mit 31,5% zwar den höchsten Stimmenanteil und zwei 
zusätzliche Mandate, verlor aber gegenüber 2019 mehr als 50.000 Stimmen und verfehlte 
die absolute Mehrheit der Mandate deutlich. Die einzigen Wahlgewinner waren die 
rechtspopulistische Partei Vox, deren Stimmenanteil sich von 5,5% auf 16,4% verdreifachte 
und die damit statt bisher über eines nun über 13 Mandate im Regionalparlament verfügt, 
sowie die drei Provinzparteien Soria Ya, Unión del Pueblo Leonés und Por Ávila, die 
zusammen auf sieben Mandate kamen. Bei den Sozialisten setzte sich der Abwärtstrend aus 
anderen Regionalwahlen fort, auch wenn die PSOE trotz des Verlustes von sieben Mandaten 
zweitstärkste Partei blieb. Podemos zählt ebenfalls zu den Wahlverlierern und erreichte jetzt 
nur noch ein Mandat (vorher zwei).  
 
Die regionale und nationale Parteiführung der PP feierten das Ergebnis zwar als Sieg, doch 
für die PP ist es sehr schwierig, eine Regierung, und vor allem auch eine stabile Regierung zu 
bilden. Ein Zusammengehen mit den drei Provinzparteien allein ergibt noch keine Mehrheit 
für die PP. Eine Mehrheit zweier Parteien gibt es nur, wenn die PP entweder mit Vox oder 
den Sozialisten eine Koalition bildet. Beides ist jedoch auszuschließen: Der Vorsitzende 
Pablo Casado hat öffentlich verkündet, dass eine institutionalisierte Regierungskoalition mit 
Vox nicht in Frage komme. Eine Unterstützung ohne Regierungsbeteiligung würde er aber 
wohl akzeptieren. Andere Stimmen in der Partei stehen auch einer Koalition mit Vox 
aufgeschlossener gegenüber. Dazu gehört auch die Regionalpräsidentin Madrids, Isabel Díaz 
Ayuso (PP), die bemerkte, der PP müsse es egal sein, was die linken Parteien über ihre 
Wahlpakte und Koalitionen urteilen. Ministerpräsident Sánchez sicherte für die PSOE der PP 
eine Enthaltung bei der Wiederwahl von Regionalpräsident Mañueco zu, falls sie „alle ihre 
bestehenden (informellen) Abkommen mit Vox in allen Gemeinden und allen Autonomen 
Gemeinschaften Spaniens breche“ – eine Bedingung, die von den PP-Regierungen nicht zu 
erfüllen ist. In Madrid, Andalusien und Murcia wurden die PP-Regionalpräsidenten mit den 
Stimmen von Vox gewählt, auch wenn Vox an keiner dieser drei Regionalregierungen 
beteiligt ist. Teilweise wurden auch gemeinsam ausgehandelte Haushalte verabschiedet. 
Auch in vielen Kommunen gibt es eine Zusammenarbeit.  
 
Vox selbst lässt die PP vorerst im Unklaren über ihr Vorgehen. Ihr Vorsitzender Abascal hat 
angekündigt, dass seine Partei in Castilla y León nicht nur als Steigbügelhalter einer PP-
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Regierung dienen will. Doch ist es fraglich, ob Vox tatsächlich eine Koalition anstrebt. Im 
Hinblick auf künftige nationale Wahlen kommt es Vox eher gelegen, nicht in einer Regierung 
ihre Regierungsfähigkeit unter Beweis stellen zu müssen. Aus der Opposition kann Vox die 
PP viel besser weiter vor sich hertreiben. Es bleibt somit vorerst offen, welchen Ausgang die 
Regionalwahl haben wird. Selbst eine Wiederholung der Wahl ist nicht auszuschließen. Dass 
der Bruch der bisherigen Koalition und das Vorziehen der Wahl ein Fehler waren, wird 
mittlerweile nur noch von den unmittelbar an dieser Entscheidung beteiligten Personen 
bestritten. 
 
Tabelle 2: Umfragewerte auf nationaler Ebene 
 
Partei SigmaDos 

01/2022 
ElPaís 

01/2022 
GAD3 

12/2021 
GAD3 

07/2021 
SigmaDos 

05/2021 
Wahlen 
11/2019 

PP 27,4% 23,5% 28,5% 31,1% 30,2% 20,8% 
PSOE 26,0% 26,1% 25,1% 25,1% 25,7% 28,0% 
Vox 16,6% 18,3% 17,1% 12,4% 15,2% 15,1% 
Unidas-Podemos 10,9% 11,8% 9,8% 10,0% 13,0% 12,9% 
Ciudadanos 3,1% 3,6% 2,5% 3,5% 3,6% 6,8% 
Más País 3,1% 3,6%  -  - 2,0% 2,4% 

 
 
So ungewiss das Wahlergebnis im Hinblick die Bildung einer Regionalregierung ist, so 
deutlich ist es im Hinblick auf einen Trend, der sich seit einigen Jahren abzeichnet und sich 
nun weiter verstärkt: die Zersplitterung des spanischen Parteiensystems. Die PP verharrt in 
einer „Hochburg“ bei einem Stimmenanteil von 31,5% und der landesweite Abwärtstrend 
der Regierungspartei PSOE setzt sich fort. In nationalen Umfragen kommen sie zusammen 
nur auf knapp über 50% der Stimmen. Auch Podemos verliert kontinuierlich an 
Zustimmung. Ciudadanos wird kaum noch wahrgenommen. Dagegen hat sich Vox 
mittlerweile als drittstärkste Kraft im Parteiensystem etabliert. Daneben gibt es eine 
zunehmende Zahl von Regional- und nun auch Provinzialparteien, die nicht nur bei 
Regionalwahlen antreten, sondern in größerer Zahl wohl auch bei den Wahlen für das 
nationale Parlament. Das spanische Wahlrecht erleichtert es Provinzparteien, Abgeordnete 
ins nationale Parlament zu entsenden. Es ist deshalb zu erwarten, dass bei den nächsten 
nationalen Wahlen noch mehr solcher Kleinparteien in den Cortes in Madrid vertreten sein 
werden – was die Regierungsbildung und Regierbarkeit des Landes weiter belasten dürfte. 
Die beiden traditionellen „großen“ Parteien aber können diesen Trend nicht aufhalten. Im 
Hinblick auf die Volkspartei ist sogar eher das Gegenteil zu beobachten.  
 
Noch ein Wort zu Vox, die von den linken Parteien und den ihnen nahestehenden Medien 
immer als „extreme Rechte“ bezeichnet wird. Die Partei wurde 2013 von enttäuschten PP–
Mitgliedern gegründet, die die liberale Haltung der Rajoy–Regierung zu 
gesellschaftspolitischen Fragen ablehnten. Aufgrund ihrer vehementen Ablehnung des 
regionalen Nationalismus in Katalonien und des Umgangs der Rajoy–Regierung mit der 
Unabhängigkeitsbewegung erhielt sie ab 2016 starken Zulauf. Sie fordert eine radikale 
Reform des spanischen Regionalismus mit einer Stärkung des Zentralstaaten und einer 
Abschaffung der autonomen Gemeinschaften. Außerdem vertritt Vox konservative Werte 
wie den Schutz der Familie, lehnt eine weitgehende gesellschaftspolitische Liberalisierung 
und Gleichheit der Geschlechter ab, setzt sich ein für den Stierkampf und das Recht auf Jagd 
und übt Kritik an der Migration. Eine explizite Verteidigung oder Anlehnung an den 
Francismus ist nicht zu erkennen. Allerdings wurden die Werte, die Vox vertritt, auch vom 
Francismus vertreten. Im Hinblick auf die Umgestaltung der Verfassungsordnung ist Vox 
weniger radikal als einige linksradikale und regionale nationalistische Parteien. Die Partei 
erhält mittlerweile Unterstützung aus allen Gesellschaftsschichten und lehnt einen 
weitgehenden wirtschaftlichen Liberalismus ab. Sie ist eine typisch populistische Partei, die 
sich gegen die etablierten Parteien wendet und vorgibt, die authentische Stimme des Volkes 
zu sein. 
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Die Verrohung der politischen Sitten und der interne Machtkampf der Spanischen 
Volkspartei 
 
Am 17. Februar 2022 hat die Regionalpräsidentin von Madrid, Isabel Díaz Ayuso, die 
nationale Parteiführung mit dem Vorsitzenden Pablo Casado und Generalsekretär Egea in 
einer öffentlichen Stellungnahme beschuldigt, versucht zu haben, ihr Privatleben mit Hilfe 
von Privatdetektiven auszuspionieren, um ihr politisch zu schaden. Konkret ging es um den 
Kauf von Gesichtsmasken auf dem Höhepunkt der Pandemie vor zwei Jahren, den ihr Bruder 
vermittelt hatte. Der Kauf der Masken im Wert von1,5 Millionen Euro war aufgrund der 
Notlage ohne Ausschreibung erfolgt. Aus der PP-Führung hieß es, der Bruder von Díaz 
Ayuso, der zu der Firma, die die Masken verkaufte, enge Geschäftsbeziehungen unterhält, 
habe für die Vermittlung des Kaufs eine Kommission in Höhe von 286.000 Euro erhalten. 
Díaz Ayuso erklärte, dass ihr Bruder seit vielen Jahren im Handel mit medizinischer 
Ausrüstung tätig sei, sie über die (indirekte) Beteiligung ihres Bruders zum Zeitpunkt der 
Anschaffung der Masken nicht informiert war und die Höhe der Vermittlungskommission 
nicht zutreffe, auch wenn sie eingestand, ihr Bruder habe für seine Vermittlungsdienste ein 
Entgelt erhalten. Einen Tag später bezifferte sie diesen Betrag auf 55.850 Euro. 
 
Mit der öffentlichen Stellungnahme kam ein seit Monaten schwelender Konflikt zum 
Ausbruch, der sehr wahrscheinlich allen Beteiligten und nicht zuletzt der Volkspartei 
schweren Schaden zufügen wird. Durch ihren kontinuierlichen Konflikt mit Ministerpräsident 
Sánchez während der Pandemie, die Offenhaltung Madrids und vor allem ihren deutlichen 
Wahlsieg bei den vorgezogenen Regionalwahlen in Madrid im Mai 2021 ist Díaz Ayuso zur 
mittlerweile populärsten Politikerin der Volkspartei aufgestiegen. Einige Kommentatoren 
meinen, der PP-Vorsitzende Casado habe deshalb seit Mai vergangenen Jahres versucht, 
Díaz Ayuso klein zu halten. So verweigerte er ihr, sich zur Regionalvorsitzenden der PP 
wählen zu lassen, obwohl üblicherweise die Regionalpräsidenten der PP auch den 
Parteivorsitz in ihrer Region innehaben. Casado versuchte, Gegenkandidaten gegen Díaz 
Ayuso aufzubauen und hat das Datum des regionalen Parteitags, der die Wahl vornehmen 
müsste, in die ferne Zukunft verschoben. Das führte in den vergangenen Monaten zu einer 
zunehmenden Verschärfung des Tons im gegenseitigen Umgang, obwohl beide früher 
freundschaftlich verbunden waren und Díaz Ayuso 2019 nur auf Vorschlag von Casado die 
Wahlliste in Madrid anführte und dadurch zur Regionalpräsidentin gewählt wurde. Die 
zunehmende Entfremdung endete nun in einem öffentlichen Zerwürfnis, als dessen Folge 
wohl zumindest einer der beiden Kontrahenten sein Amt verlieren wird. Casado scheint 
dabei die schlechtere Ausgangslage zu haben. 
 
Díaz Ayuso beschuldigte die Parteiführung und insbesondere Generalsekretär Teodoro 
García Egea, ein Dossier gegen sie benutzt zu haben, das der PP-Führung vom Büro von 
Ministerpräsident Sánchez zugespielt worden sei und falsche Anschuldigungen enthalte. 
Zudem habe die Parteiführung versucht, über einen leitenden Angestellten der Stadt Madrid 
zwei Detektivfirmen zu verpflichten, die in ihrem privaten Umfeld nach Verfehlungen suchen 
sollten. Der Bürgermeister von Madrid, José Luis Martínez-Almeida, der gleichzeitig auch 
nationaler Parteisprecher ist, wies diesen Vorwurf zwar zurück, doch der namentlich 
genannte Angestellte der Stadt trat noch am gleichen Tag von seinem Amt zurück. Pablo 
Casado und Teodoro García Egea dagegen erhoben öffentliche Vorwürfe gegen Díaz Ayuso 
wegen vermeintlicher Einflussnahme bei einem öffentlichen Auftrag zugunsten eines 
Familienangehörigen. Wie bekannt wurde, haben Casado und García Egea bereits seit 
September versucht, Díaz Ayuso im Hinblick auf das Dossier unter Druck zu setzen, in dem 
es um die Kommission ihres Bruders geht.  
 
In der Öffentlichkeit schlug die Erklärung von Díaz Ayuso mit dem Spionagevorwurf gegen 
Casado ein wie eine Bombe. Das Thema dominierte die Medien. Innerhalb der Volkspartei 
hielten sich zwar viele führende Repräsentanten mit Kommentaren zurück, doch ist 
erkennbar, dass die größeren Sympathien bei Díaz Ayuso liegen. Das gilt vor allem für die 
konservativen Medien, die nun Casado bereits abschreiben. Dass er diesen Vorgang 
unbeschadet übersteht, selbst wenn er im Amt bleiben sollte, ist unvorstellbar. Zumindest 
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Generalsekretär García Egea wird sich wohl nicht gegen den Druck erwehren können, 
alsbald zurückzutreten. Allerdings wird auch Díaz Ayuso, selbst wenn sie ihr Amt in Madrid 
behält, beschädigt aus der Krise hervorgehen. Als nationale Vorsitzende der Volkspartei 
kommt sie wohl kaum in Frage. Die Aufmerksamkeit richtet sich deshalb – wie schon nach 
dem Rücktritt Rajoys als Parteivorsitzender - erneut auf den Regionalpräsidenten von 
Galizien Alberto Núñez Feijóo, der allerdings weiterhin wenig Neigung zeigt, nach Madrid zu 
kommen. 
 
Ungeachtet des möglichen Ausgangs dieses parteiinternen Konflikts steht er beispielhaft für 
eine Verrohung der Sitten im innerparteilichen Machtkampf. Unbestreitbar scheint, dass 
Casado und seine Entourage Material gegen Díaz Ayuso sammelten, um ihr zu schaden. 
Dass dabei ethische Prinzipien im beiderseitigen Umgang beschädigt wurden, steht außer 
Frage. 
 
Selbstverständlich nutzt der PP-interne Konflikt vor allem der Partei Vox. Nach ersten 
vorläufigen Umfragen ist sie schon dabei, die PP in der Wählergunst zu überholen. Für die 
spanische Demokratie verheißt das nichts Gutes. 
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